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lhre o. a. Fragen beantworte ich wie folgt:

Fraqe Nr. 8/179:

Wetche gesetzlichen Möglichkeiten hat die Bundesregierung, gegen Neonazi-Hetze und

rass,sfische Videos mit menschenverachtenden lnhalten im deutschen lnternet vorzugehen?

v Antwort:

Die strafrechtliche Verfolgung neonazistischer Hetze und rassistischer Videos im Internet so-

wie die Entfernung oder Sperrung von Internetseiten obliegt im föderalen System der Bundes-

republik Deutschland den zuständigen Behörden der Länder.

Die angesprochenen Sachverhalte können insbesondere nach $ 86 (Verbreiten von Propagan-

damitteln verfassungswidriger Organisationen), $ 86a (Verwendung von Kennzeichen verfas-

sungswidriger Organisationen) und $ 130 des Strafgesetzbuches (Volksverhetzung) strafrecht-

lich verfolgt werden. Überdies kann eine Verantwortlichkeit der betreffenden lnternet-Dienste-

anbieter nach den SS 7 ff. des Telemediengesetzes (TMG) gegeben sein, die behördliche An-

ordnungen zur Beseitigung oder Verhinderung rechtswidriger Inhalte ermöglicht. Zugleich
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schafft g 59 des Rundfunkstaatsvertrages der Länder die rechtlichen Voraussetzungen für Ein-

griffe der zuständigen Aufsichtsbehörden. Aufgrund dieser - seinerzeit noch im Mediendienste-

staatsvertrag verankerten Bestimmung - ergingen etwa im Jahr 2002 sperrverfügungen der

Bezirksregierung Düsseldorf gegen bestimmte in Nordrhein-westfalen niedergelassene lnter-

netanbieter.

Fraqe Nr.8/180:

wetche zugriffsmöglichkeiten sieht die Bundesregierung, wenn auf derwebsite des amerikani-

schen Anbieters youTube (vvww,vpqune.com) rassrsfrsche tnhatte präsentiert werden, die nach

d e utsch e m Re c ht straf rechtt i c h re I ev a nt si n d ?

Antwort:

Es wird auf die Beantwortung der Frage 81179 verwiesen'

Mit freundlichen Grüßen
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